
 

  

S 26 AS 1613/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Sozialgericht Neuruppin
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 26
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Grundsicherung für Arbeitsuchende –

Rücknahme eines rechtswidrigen
begünstigenden Verwaltungsakts wegen
fehlender Hilfebedürftigkeit –
Feststellungen zum Vorliegen einer
Verantwortungs- und
Einstehensgemeinschaft – fehlende
Feststellung zur Höhe des
Partnereinkommens und -vermögens –
Nachholung durch das Gericht –
Amtsermittlungsgrundsatz

Leitsätze Ein Gericht ist aufgrund des
Untersuchungsgrundsatzes nicht
verpflichtet, bei einer reinen
Anfechtungsklage Ermittlungen
nachzuholen, die die beklagte Behörde
unterlassen hat, um die Voraussetzungen
für die Rechtmäßigkeit des
angefochtenen Verwaltungsakts selbst
festzustellen (Anschluss an BSG vom
25.6.2015 – B 14 AS 30/14 R = SozR
4-4200 § 60 Nr 3, RdNr 17ff).

Normenkette § 7 SGB II, § 40 SGB II, § 45 SGB X, § 48
SGB X
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Die mit dem Bescheid des Beklagten vom 17. April 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02. Juli 2014 verlautbarte Aufhebungsentscheidung
des Beklagten wird aufgehoben.

Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin die ihr entstandenen notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten dem Grunde nach in voller HÃ¶he zu erstatten.

Gerichtskosten werden in Verfahren der vorliegenden Art nicht erhoben.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der Beklagte zu Recht zuvor gegenÃ¼ber der
KlÃ¤gerin nach MaÃ�gabe der Bestimmungen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende â�� (SGB II) ergangene bewilligende
LeistungsverfÃ¼gungen mit Wirkung ab dem 01. April 2014 aufgehoben hat.

Die im Januar 1966 geborene KlÃ¤gerin bezieht seit geraumer Zeit passive
Grundsicherungsleistungen fÃ¼r Arbeitsuchende nach den Bestimmungen des SGB
II von dem Beklagten.

Auf ihren entsprechenden Fortzahlungsantrag gewÃ¤hrte der Beklagte der
KlÃ¤gerin mit bestandskrÃ¤ftig gewordenem Bewilligungsbescheid vom 19.
November 2013 Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r den Zeitraum vom 01. Dezember
2013 bis zum 31. Mai 2015 in HÃ¶he eines Betrages von monatlich 514,00 Euro
(Dezember 2013) sowie von monatlich 523,00 Euro (Januar 2014 bis Mai 2014).

Mit Bescheid vom 17. April 2014 hob der Beklagte â�� nach vorheriger AnhÃ¶rung
â�� seine bewilligenden VerfÃ¼gungen vom 19. November 2013 â�� gestÃ¼tzt auf
die Regelung des Â§ 45 Abs 2 Nr 2 SGB X â�� mit Wirkung vom 01. April 2014 auf.
Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er im Wesentlichen aus, die KlÃ¤gerin bilde mit Herrn X
eine Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft, weshalb auch der Bedarf, das
Einkommen und VermÃ¶gen des Herrn X zu berÃ¼cksichtigen sei. Da bislang keine
PrÃ¼fung auf einen etwaigen Leistungsanspruch unter dem Aspekt einer
Bedarfsgemeinschaft habe vorgenommen werden kÃ¶nnen, werde angenommen,
dass der Bedarf mit dem vorhandenen Einkommen und VermÃ¶gen selbststÃ¤ndig
gedeckt werden kÃ¶nne. Da eine Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen bzw rechtlichen
VerhÃ¤ltnisse eingetreten und diese Ã�nderung fÃ¼r die Zukunft immer zu
berÃ¼cksichtigen sei, sei die Aufhebung fÃ¼r die Zukunft gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs 2 Nr
2 SGB X zulÃ¤ssig.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 29. April 2014 Widerspruch, den
der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 02. Juli 2014 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckwies. Zur BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung fÃ¼hrt er im Wesentlichen
aus, Rechtsgrundlage fÃ¼r die Aufhebungsentscheidung seien die Regelungen der 
Â§Â§ 40 Abs 1 S 1, Abs 2 Nr 3 SGB II, 330 Abs 2 SGB III und Â§ 45 Abs 2 S 3 Nr 1, 2
und 3 SGB X. Die KlÃ¤gerin habe durch ihre unzutreffenden Angaben den Eindruck
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erwecken wollen, mit Herrn X lediglich in einer Wohngemeinschaft zu leben, zu ihm
keinerlei partnerschaftliche Verbindung zu haben und getrennt von ihm zu
wirtschaften. Es habe der Eindruck erweckt werden sollen, es bestÃ¼nde keine
Bedarfsgemeinschaft. Mit diesem Verhalten habe die KlÃ¤gerin alle
vertrauensschutzausschlieÃ�enden TatbestÃ¤nde des Â§ 45 Abs 2 S 3 SGB X
erfÃ¼llt. Zwischen ihr und Herrn X bestehe eine Verantwortungs- und
Einstehensgemeinschaft, weil die Voraussetzungen der Vermutungsregelung des Â§
7 Abs 3a SGB II erfÃ¼llt seien, so dass sie eine Bedarfsgemeinschaft bildeten,
weshalb gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs 2 S 1 und S 3 SGB II auf den Bedarf auch das
Einkommen und VermÃ¶gen des Partners, hier also von Herrn X, anzurechnen sei.
Das Einkommen und VermÃ¶gen des Herrn X sei bisher nicht bekannt, erst nach der
Auskunftserteilung nach MaÃ�gabe der Regelung des Â§ 60 Abs 4 S 1 Nr 1 SGB II
kÃ¶nne der Leistungsanspruch der KlÃ¤gerin berechnet werden.

Mit Schriftsatz vom 01. August 2014 hat die KlÃ¤gerin bei dem Sozialgericht
Neuruppin am gleichen Tage Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung ihres auf Aufhebung
der sie belastenden VerfÃ¼gung gerichteten Begehrens fÃ¼hrt Sie aus, zwischen
ihr und Herrn X bestÃ¼nde nach der im Jahr 1997 erfolgten Trennung keine
Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft mehr. Sie und Herr X lebten in keiner
Partnerschaft und in keiner Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft.

Die KlÃ¤gerin beantragt (nach ihrem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen sinngemÃ¤Ã�),

die mit dem Bescheid des Beklagten vom 17. April 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02. Juli 2014 verlautbarte Aufhebungsentscheidung
aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung seines Antrages verweist er im Wesentlichen auf die
AusfÃ¼hrungen in dem â�� auch â�� angegriffenen Widerspruchsbescheid vom 02.
Juli 2014 und vertieft seine dortigen ErwÃ¤gungen.

Mit Beschluss vom 12. Juni 2014 â�� S 24 AS 691/14 ER â�� hat die 24. Kammer des
Sozialgerichts Neuruppin die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs der
KlÃ¤gerin vom 29. April 2014 gegen die Aufhebungsentscheidung des Beklagten
vom 17. April 2014 angeordnet; die ursprÃ¼nglich fÃ¼r den Streitzeitraum
bewilligten Leistungen hat der Beklagte daraufhin an die KlÃ¤gerin ausgezahlt (vgl
hierzu auch das Schreiben der Beklagten vom 19. Juni 2014).

Das Gericht hat die Beteiligten mit VerfÃ¼gung vom 19. Mai 2020 zur
beabsichtigten Entscheidung durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt.

Die Prozessakte und die die KlÃ¤gerin betreffenden Verwaltungsakten des
Beklagten sowie die Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Neuruppin haben
vorgelegen und waren Gegenstand der Entscheidungsfindung. Wegen der weiteren
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Einzelheiten des Sachverhaltes wird ergÃ¤nzend auf den Inhalt der Prozess- und der
Verwaltungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage, Ã¼ber die die Kammer gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs 1 S 1 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) durch Gerichtsbescheid entscheiden konnte, weil die
Sache keine besonderen tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten aufweist,
der Sachverhalt geklÃ¤rt ist, die Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs 1 S 2 SGG zuvor
mit der gerichtlichen VerfÃ¼gung vom 19. Mai 2020 zu dieser beabsichtigten
Entscheidungsform ordnungsgemÃ¤Ã� angehÃ¶rt worden sind, eine
ausdrÃ¼ckliche Zustimmung der Beteiligten hierzu nicht erforderlich ist und weil
das Gericht â�� ebenso wie im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung â�� weder
zur vorherigen Darstellung seiner Rechtsansicht (vgl Bundessozialgericht, Beschluss
vom 03. April 2014 â�� B 2 U 308/13 B, RdNr 8 mwN) noch zu einem vorherigen
umfassenden RechtsgesprÃ¤ch verpflichtet ist (vgl Bundessozialgericht, Urteil vom
30. Oktober 2014 â�� B 5 R 8/14 R, RdNr 23), hat Erfolg.

1. Gegenstand des Klageverfahrens sind die in der Antragstellung genannten
VerfÃ¼gungen des Beklagten, mit denen dieser die mit dem Bewilligungsbescheid
vom 19. November 2013 zuvor gewÃ¤hrten bewilligenden Rechtspositionen fÃ¼r
den Zeitraum vom 01. April 2014 bis zum 31. Mai 2014 aufgehoben hat.

2. a) Die KlÃ¤gerin verfolgt ihr Begehren zu Recht mit einer (isolierten)
Anfechtungsklage im Sinne des Â§ 54 Abs 1 S 1 Regelung 1 SGG, weil der Beklagte
in die bislang der KlÃ¤gerin gewÃ¤hrten Rechtspositionen â�� nÃ¤mlich in die
bestandskrÃ¤ftig gewordenen bewilligenden VerfÃ¼gungen â�� zu ihren Lasten
eingegriffen hat und sie allein durch die Aufhebung dieser VerfÃ¼gungen ihr
Klageziel erreichen kann. Bereits durch die Aufhebung der mit der
Aufhebungsentscheidung leben die ursprÃ¼nglichen bewilligenden VerfÃ¼gungen,
mit denen der Beklagte der KlÃ¤gerin Leistungen nach dem SGB II gewÃ¤hrt hatte,
wieder auf.

b) Dem Begehren der KlÃ¤gerin steht auch nicht entgegen, dass die KlÃ¤gerin von
dem Beklagten fÃ¼r den hier streitigen Zeitraum bereits aufgrund einer
stattgebenden Entscheidung im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes
Leistungen erhalten hat (vgl Bundessozialgericht, Urteil vom 09. August 2018 â�� B
14 AS 32/17 R, RdNr 10 unter Hinweis auf Bundessozialgericht, Urteil vom 03.
Dezember 2015 â�� B 4 AS 44/15 R, RdNr 12). Dies zeigt sich hier insbesondere
daran, dass der Beklagte die KlÃ¤gerin in ihrem Schreiben vom 19. Juni 2014
zutreffend darauf hingewiesen hat, dass die Anordnung der aufschiebenden
Wirkung mit der Unanfechtbarkeit der Entscheidung Ã¼ber den Widerspruch ende
und deshalb die Leistungen lediglich vorlÃ¤ufig ausgezahlt wÃ¼rden (vgl zu
alledem auch Bundessozialgericht, Urteil vom 27. Juni 2013 â�� B 10 EG 2/12 R,
RdNr 20 mwN), so dass die KlÃ¤gerin lediglich eine vorlÃ¤ufige Rechtsposition
erlangt hat, die sie nur mit dem vorliegenden Verfahren in eine endgÃ¼ltige
Rechtsposition umwandeln kann.
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c) Die so verstandene statthafte Klage ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig.

3. Die danach insgesamt zulÃ¤ssige Klage ist auch begrÃ¼ndet. Die angegriffene
Aufhebungsentscheidung des Beklagten vom 17. April 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02. Juli 2014 ist materiell rechtswidrig und beschwert
die KlÃ¤gerin in ihren subjektiv-Ã¶ffentlichen Rechten (vgl Â§ 54 Abs 2 S 1 SGG),
weil die Feststellungen des Beklagten die zugrunde zu legenden
Aufhebungsvoraussetzungen nicht tragen. Die Voraussetzungen der Regelungen
des Â§ 40 Abs 1 S 1 SGB II, des Â§ 40 Abs 2 Nr 3 SGB II, des Â§ 330 Abs 2 des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) und des Â§ 45
Abs 2 S 3 Nr 1 bis Nr 3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X) â�� jeweils in der
Fassung, die die genannten Vorschriften vor dem Beginn des
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraums hatten, weil in Rechtsstreitigkeiten Ã¼ber
bereits abgeschlossene BewilligungszeitrÃ¤ume das zum damaligen Zeitpunkt
geltende Recht anzuwenden ist (sog Geltungszeitraumprinzip, vgl dazu nur
Bundessozialgericht, Urteil vom 19. MÃ¤rz 2020 â�� B 4 AS 1/20 R, RdNr 13 mwN)
â�� als der zumindest in dem Widerspruchsbescheid des Beklagten vom 02. Juli
2014 genannten Rechtsgrundlagen liegen nicht vor.

a) Nach den von dem Beklagten herangezogenen Regelungen darf eine
begÃ¼nstigende Bewilligung von Leistungen nach dem SGB II, soweit sie
rechtswidrig ist, auch nachdem sie unanfechtbar geworden ist, unter den
EinschrÃ¤nkungen der AbsÃ¤tze 2 bis 4 des Â§ 45 SGB X ganz oder teilweise mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft zurÃ¼ckgenommen werden. Nach Â§ 45 Abs 2 S 3 Nr 1
SGB X kann sich der BegÃ¼nstigte dabei nicht auf sein Vertrauen auf den Bestand
des Verwaltungsakts berufen, wenn er den Verwaltungsakt durch arglistige
TÃ¤uschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, ferner nach Â§ 45 Abs 2 S 3 Nr
2 SGB X nicht, wenn der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der BegÃ¼nstigte
vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung unrichtig oder
unvollstÃ¤ndig gemacht hat, und schlieÃ�lich nach Â§ 45 Abs 2 S 3 Nr 3 SGB X
nicht, wenn er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsakts kannte oder infolge grober
FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte. Die RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen
Verwaltungsakts nach der genannten Vorschrift setzt nach deren systematischen
Stellung im GefÃ¼ge der Â§Â§ 44 ff SGB X voraus, dass eine ursprÃ¼ngliche
Rechtswidrigkeit vorlag, der Verwaltungsakt also bereits im Zeitpunkt seines
Erlasses rechtswidrig war (vgl Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B
14 AS 30/14 R, RdNr 15 mwN). Diese Voraussetzungen fÃ¼r eine Aufhebung der
LeistungsverfÃ¼gungen sind dem Bescheid vom 17. April 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02. Juli 2014 allenfalls rudimentÃ¤r zu entnehmen.
Der Beklagte hat zur BegrÃ¼ndung seiner Aufhebungsentscheidung im
Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin und Herr X wegen des Bestehens
einer Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft eine Bedarfsgemeinschaft iSd 
Â§ 7 Abs 3 SGB II bilde, dass deshalb auch dessen Einkommens- und
VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse zu berÃ¼cksichtigen seien, die jedoch bislang nicht
bekannt seien und der Leistungsanspruch deshalb nicht berechnet werden kÃ¶nne.

Diese â�� insoweit fÃ¼r den Beklagten offenbar â�� maÃ�gebliche BegrÃ¼ndung
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trÃ¤gt indes nicht die Aufhebung der Leistungsbewilligungen, weil es an einer
entscheidenden Voraussetzung fÃ¼r eine solche Aufhebung fehlt. Notwendig fÃ¼r
die Verneinung der HilfebedÃ¼rftigkeit ist in derartigen Konstellationen nicht nur
das Bestehen einer Bedarfsgemeinschaft, sondern ebenfalls, dass innerhalb der
Bedarfsgemeinschaft ein ausreichendes zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen erzielt
wird (Â§ 9 Abs 2 S 1 SGB II). Zur HÃ¶he des zu berÃ¼cksichtigenden Einkommens
hat der Beklagte in den angegriffenen VerfÃ¼gungen allerdings â�� was er auch
selbst einrÃ¤umt â�� keine Feststellungen getroffen, keine Berechnungen
vorgenommen und insbesondere keinerlei Ermittlungen hierzu vorgenommen oder
diese zumindest nicht konsequent â�� notfalls mit Mitteln der
Verwaltungsvollstreckung â�� zu Ende gefÃ¼hrt. Die Annahme, der KlÃ¤gerin
stÃ¼nden keinerlei Leistungen zu, was es rechtfertigen wÃ¼rde, die
Leistungsbewilligungen vollstÃ¤ndig aufzuheben, war jedenfalls keine Feststellung
aufgrund von Ermittlungen, sondern eine bloÃ�e Vermutung, auf die jedoch die
AufhebungsverfÃ¼gung nicht gestÃ¼tzt werden kann (vgl nur Bundessozialgericht,
Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 17).

b) Dass es Aufgabe des Beklagten ist, alle Tatsachen zu ermitteln, die zum Erlass
eines Verwaltungsakts notwendig sind, folgt aus dem in Â§ 20 SGB X
festgeschriebenen Untersuchungsgrundsatz, dessen Reichweite sich nach dem
jeweiligen Gegenstand des Verwaltungsverfahrens richtet vgl nur
Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 18 unter
Hinweis auf Siefert in von Wulffen/SchÃ¼tze, SGB X, Â§ 20, RdNr 5). Es mÃ¼ssen
somit alle Tatsachen ermittelt werden, die fÃ¼r die Verwaltungsentscheidung
wesentlich im Sinne von entscheidungserheblich sind. Ein Absehen von
Ermittlungen ist nur zulÃ¤ssig, wenn es auf die ungeklÃ¤rte Tatsache nicht
ankommt, sie offenkundig ist oder als wahr unterstellt werden kann oder das
Beweismittel unerreichbar ist vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015
â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 18 unter Hinweis auf Siefert, aaO, Â§ 20 RdNr 15 sowie
Luthe in jurisPK-SGB X, 2013, Â§ 20, RdNr 13).

Dementsprechend durfte es der Beklagte bei seiner PrÃ¼fung, ob die
Voraussetzungen des Â§ 45 SGB X fÃ¼r eine vollstÃ¤ndige Aufhebung der
LeistungsverfÃ¼gungen vorlagen, nicht offen lassen, ob und ggf in welcher HÃ¶he
Einkommen vorhanden war, das fÃ¼r die Deckung der Bedarfe der
Bedarfsgemeinschaft ganz oder teilweise ausgereicht hÃ¤tte. Es kam dann bei der
folgenden PrÃ¼fung auch nicht darauf an, ob die KlÃ¤gerin ihre HilfebedÃ¼rftigkeit
darlegen konnte, sondern in der Aufhebungssituation war der Beklagte gehalten,
die erforderlichen Ermittlungen zum zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen und der
sich daraus ergebenden Folgen fÃ¼r die HilfebedÃ¼rftigkeit der Mitglieder der
Bedarfsgemeinschaft anzustellen, wozu er zunÃ¤chst das von dem Beklagten selbst
angesprochene Verfahren nach Â§ 60 Abs 4 S 1 SGB II gegenÃ¼ber Herrn X nicht
nur â�� wie hier â�� einleiten (vgl hierzu auch das bei der Kammer gefÃ¼hrte
Verfahren des Herrn X â�� S 26 AS 1641/14), sondern auch konsequent hÃ¤tte zu
Ende fÃ¼hren mÃ¼ssen.

c) Nach den allgemeinen Regeln fÃ¼r die Darlegungs- und Beweislast gilt, dass
derjenige die objektiven Tatsachen darlegen muss, die den von ihm geltend
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gemachten Anspruch begrÃ¼nden. Dies betrifft sowohl das Vorhandensein von
positiven, als auch das Fehlen von negativen Tatbestandsvoraussetzungen (vgl nur
Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 20 unter
Hinweis auf Bundessozialgericht, Urteil vom 24. Oktober 1957 â�� 10 RV 945/55).
Damit trÃ¤gt der Beklagte nicht nur die objektive Beweislast fÃ¼r die belastende
Aufhebungsentscheidung (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â��
B 14 AS 30/14 R, RdNr 20 unter Hinweis auf Bundessozialgericht, Urteil vom 13.
September 2006 â�� B 11a AL 13/06 R, RdNr 18; Bundessozialgericht, Urteil vom
20. Oktober 2005 â�� B 7a/7 AL 102/04 R, RdNr 13 ff sowie Bundessozialgericht,
Urteil vom 02. April 2009 â�� B 2 U 25/07 R), sondern er ist bereits im vorherigen
Verfahrensstadium verpflichtet, die Tatbestandsvoraussetzungen fÃ¼r eine Norm,
auf die er seine Verwaltungsentscheidung stÃ¼tzt, zu ermitteln und entsprechend
festzustellen, damit sich der Leistungsberechtigte im Verfahren mit seiner
Argumentation auf die die Entscheidung tragenden GrÃ¼nde einrichten kann.

Das ist auch deshalb nicht ausnahmsweise unbeachtlich, weil von Ermittlungen
abgesehen werden konnte, da die ungeklÃ¤rte Tatsache nicht oder nur unter
unzumutbar erschwerten Bedingungen zu erreichen war. Vielmehr stand dem
Beklagten gerade fÃ¼r Sachverhalte wie dem vorliegenden, die MÃ¶glichkeit zur
VerfÃ¼gung, sich zur Ermittlung des Vorliegens der tatsÃ¤chlichen
Voraussetzungen des Leistungsanspruchs unmittelbar an den Dritten zu wenden.
Der Beklagte kann auf der Grundlage des Â§ 60 Abs 4 S 1 Nr 1 SGB II einen
Verwaltungsakt erlassen und bei unterbliebener oder pflichtwidriger ErfÃ¼llung der
Auskunftspflicht durch den Dritten die Rechte und Befugnisse nach den Â§Â§ 62 und
63 SGB II (Schadenersatz, Ordnungswidrigkeitenrecht) in Anspruch nehmen, zudem
wÃ¤re ein vollstreckungsrechtlicher Zwangsgeldverwaltungsakt gemÃ¤Ã� Â§ 40 Abs
6 SGB II nach Erlass des Auskunftsverwaltungsakts gemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs 4 SGB II zu
erwÃ¤gen (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS 30/14
R, RdNr 21 unter Hinweis auf vgl BlÃ¼ggel in Eicher, SGB II, 3. Aufl 2013, Â§ 60,
RdNr 56 ff mwN).

d) Die Kammer war aufgrund ihrer Amtsermittlungspflicht nach Â§ 103 SGG auch
nicht verpflichtet, die vom Beklagten unterlassene Ermittlung des zu
berÃ¼cksichtigenden Einkommens als Voraussetzung fÃ¼r seine
AufhebungsverfÃ¼gung hinsichtlich der bewilligenden VerfÃ¼gungen nachzuholen.

aa) Die Gerichte sind grundsÃ¤tzlich verpflichtet, den angefochtenen
Verwaltungsakt in rechtlicher und tatsÃ¤chlicher Hinsicht umfassend
nachzuprÃ¼fen (vgl Â§ 54 Abs 2 S 1 SGG und Â§ 103 SGG); die beklagte BehÃ¶rde
kann deshalb im Laufe des Gerichtsverfahrens neue Tatsachen und RechtsgrÃ¼nde
"nachschieben" (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS
30/14 R, RdNr 23 ua unter Hinweis auf Bundessozialgericht, Urteil vom 24. Februar
2011 â�� B 14 AS 87/09 R sowie Bundessozialgericht, Urteil vom 21. September
2000 â�� B 11 AL 7/00 R, BSGE 87, 132, 139 = SozR 3-4100 Â§ 128 Nr 10 S 87 f:
nicht nur "Kassation", sondern auch "Reformation"). Hinsichtlich eines solchen
Nachschiebens von GrÃ¼nden gibt es jedoch bei belastenden Verwaltungsakten,
die im Wege der reinen Anfechtungsklage angefochten werden, EinschrÃ¤nkungen,
wenn die Verwaltungsakte dadurch in ihrem Wesen verÃ¤ndert werden und der
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Betroffene infolgedessen in seiner Rechtsverteidigung beeintrÃ¤chtigt werden kann
(vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 23
ua unter Hinweis auf BSGE 3, 209, 216; BSGE 9, 277, 279 f; BSGE 29, 129, 132; 
BSGE 38, 157, 159; BSGE 87, 8, 12; Kischel, Folgen von BegrÃ¼ndungsfehlern,
2004, 189 ff).

Da die Aufrechterhaltung eines Verwaltungsakts mit einer vÃ¶llig neuen
tatsÃ¤chlichen BegrÃ¼ndung dem Erlass eines neuen Verwaltungsakts
gleichkommt, wÃ¼rde das Gericht anderenfalls entgegen dem Grundsatz der
Gewaltentrennung (Art 20 Abs 2 S 2 des Grundgesetzes) selbst aktiv in das
Verwaltungsgeschehen eingreifen (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni
2015 â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 23 unter Hinweis auf BSGE 9, 277, 280). Eine
solche Ã�nderung des "Wesens" eines Verwaltungsakts, das in Anlehnung an den
Streitgegenstand eines Gerichtsverfahrens bestimmt werden kann (vgl nur
Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 23 unter
Hinweis auf BSGE 9, 277, 280 sowie Kopp/Schenke, VwGO, 21. Aufl 2015, Â§ 113
RdNr 69), ist ua angenommen worden, wenn die Regelung auf einen anderen
Lebenssachverhalt gestÃ¼tzt wird, zB bei einem Streit um die HÃ¶he einer Rente
aus der gesetzlichen Rentenversicherung im Laufe des Gerichtsverfahrens ein
weiteres Element der Rentenberechnung vom RentenversicherungstrÃ¤ger in
Abrede gestellt wird (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14
AS 30/14 R, RdNr 23 unter Hinweis auf BSGE 38, 157, 159; BSG SozR 1500 Â§ 77 Nr
56), oder wenn auf eine andere Rechtsgrundlage zurÃ¼ckgegriffen werden soll, die
einem anderen Zweck dient (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015
â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 23 unter Hinweis auf Bundessozialgericht, Urteil vom 24.
Februar 2011 â�� B 14 AS 87/09 R, RdNr 16).

bb) Neben dieser Entwicklung der Rechtsprechung hat der Gesetzgeber einerseits in
Â§ 41 Abs 2 SGB X die HeilungsmÃ¶glichkeiten fÃ¼r Verfahrens- und Formfehler der
BehÃ¶rde bei Erlass eines Verwaltungsakts bis zum Abschluss der letzten
Tatsacheninstanz eines gerichtlichen Verfahrens erleichtert (vgl nur
Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 24 unter
Hinweis auf Dolderer, DÃ�V 1999, 104 ff) und andererseits die MÃ¶glichkeit der
ZurÃ¼ckverweisung vom Gericht an die BehÃ¶rde eingefÃ¼hrt, wenn diese
Ermittlungen unterlÃ¤sst (Â§ 131 Abs 5 SGG), sowie dem Gericht das Recht
eingerÃ¤umt, der BehÃ¶rde die Kosten einer von ihr unterlassenen und vom Gericht
nachgeholten Ermittlung aufzuerlegen (Â§ 192 Abs 4 SGG). Hierdurch sind die
Heilungs- und NachbesserungsmÃ¶glichkeiten der BehÃ¶rde in formeller Hinsicht
erweitert worden, wÃ¤hrend sie auf der anderen Seite ihre Ermittlungsarbeit nicht
auf die Gerichte verlagern soll, weil diese fÃ¼r die materielle Entscheidung von
zentraler Bedeutung ist und deren Kern und damit das Wesen des erlassenden
Verwaltungsakts bestimmt. Ausgehend von diesen Konkretisierungen des
Gesetzgebers und der zuvor dargestellten Rechtsprechung ist in reinen
Anfechtungssachen das Nachschieben eines Grundes durch die BehÃ¶rde
regelmÃ¤Ã�ig unzulÃ¤ssig (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015
â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 24 unter Hinweis auf Bundesverwaltungsgericht, Urteil
vom 29. Juni 2015 â�� 1 C 2/15, RdNr 14 f zur gesetzlich ausdrÃ¼cklich
angeordneten Pflicht der Gerichte zur Nachermittlung neuer Sachverhalte im
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Asylrecht), wenn dieser umfassende Ermittlungen seitens des Gerichts erfordert, die
BehÃ¶rde ihrerseits insofern keine Ermittlungen angestellt hat und der
Verwaltungsakt hierdurch einen anderen Wesenskern erhÃ¤lt, weil dann der
angefochtene Verwaltungsakt â�� bei einem entsprechenden Ergebnis der
Ermittlungen â�� mit einer wesentlich anderen BegrÃ¼ndung Bestand hÃ¤tte (vgl
nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS 30/14 R, RdNr 24
unter Hinweis auf Kischel, Folgen von BegrÃ¼ndungsfehlern, 2004, 190 f).

cc) Unter Zugrundelegung dieser MaÃ�stÃ¤be hÃ¤tte erst das Gericht durch die
Ermittlung des Einkommens des Herrn X die Grundlagen fÃ¼r die
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Verwaltungsakts legen kÃ¶nnen und hÃ¤tte damit das
Wesen der angegriffenen Aufhebungsverwaltungsakte verÃ¤ndert. Trotz des
Zusammenhangs zwischen dem Bestehen einer Bedarfsgemeinschaft und der
Erzielung von Einkommen innerhalb der Bedarfsgemeinschaft nach Â§ 9 Abs 2 S 1
SGB II handelt es sich nÃ¤mlich um grundlegend verschiedene PrÃ¼fungspunkte,
bei denen eigenstÃ¤ndige Ermittlungen erforderlich sind, wie zB die Auskunfts- und
Mitwirkungspflichten nach Â§ 60 SGB II zeigen. Es handelt sich also nicht nur um
eine ErgÃ¤nzung des Sachverhalts, auf den der Beklagte seine Entscheidung
gestÃ¼tzt hat, sondern um die umfassende PrÃ¼fung einer weiteren
Voraussetzung fÃ¼r die angefochtene AufhebungsverfÃ¼gung, die der Beklagte
bisher nicht beachtet hatte und deren PrÃ¼fung und AufklÃ¤rung in tatsÃ¤chlicher
Hinsicht in erster Linie von ihm durchzufÃ¼hren war. AuÃ�erdem wÃ¤ren hierdurch
die VerteidigungsmÃ¶glichkeiten der KlÃ¤gerin erheblich erschwert worden, weil die
gesonderte PrÃ¼fung der RechtmÃ¤Ã�igkeit des Auskunftsverlangens seitens des
Beklagten gegenÃ¼ber Herrn X hinsichtlich des auf der Grundlage von Â§ 60 Abs 4
S 1 SGB II zu fÃ¼hrenden Verfahrens entfallen wÃ¤re. Im Rahmen einer
Anfechtungsklage der vorliegenden Art ist es Aufgabe des Gerichts, die
Entscheidung der VerwaltungsbehÃ¶rde zu Ã¼berprÃ¼fen, nicht aber die
Voraussetzungen fÃ¼r die RechtmÃ¤Ã�igkeit des angefochtenen Verwaltungsakts
erst zu schaffen (vgl nur Bundessozialgericht, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B 14 AS
30/14 R, RdNr 25)

e) Auf die zwischen den Beteiligten umstrittene Frage, ob zwischen der KlÃ¤gerin
und Herrn X in dem hier streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum tatsÃ¤chlich eine
Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft im Sinne des Â§ 7 Abs 3 Nr 3 c) SGB
II bestand, kommt es nach alledem nicht mehr entscheidungserheblich an.

5. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs 1 und Abs 4 SGG. Es entsprach
dabei der Billigkeit, dass der Beklagte der KlÃ¤gerin die ihr entstandenen
notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten dem Grunde nach in voller HÃ¶he zu
erstatten hat, weil sie mit dem in der von dem Gericht zugrunde gelegten
(sinngemÃ¤Ã�en, vgl Â§ 123 SGG) Antragstellung vollumfÃ¤nglich obsiegte.

6. Gerichtskosten werden in Verfahren der vorliegenden Art nicht erhoben (Â§ 183 S
1 SGG).

Rechtsmittelbelehrung
( â�¦)
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( â�¦)
Richter am Sozialgericht
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